
(§ 202 Satz 2 SGG iVm §§ 198 ff. GVG) einseitig für erle­
digt, wird das Verfahren dadurch nicht beendet. Es ist keine 
Kostenentscheidung gem. § 197 a Abs. 1 Satz 1 SGG iVm 
§ 161 Abs. 1 VwGO zu treffen.

2. Unabhängig davon, ob § 269 Abs. 3 Satz 3 ZPO im sozi­
algerichtlichen Verfahren entsprechend anwendbar ist, kann 
eine vor Rechtshängigkeit der Klage ausgesprochene einseiti­
ge Erledigungserklärung jedenfalls dann nicht in eine Klage­
rücknahme umgedeutet werden, wenn objektiv keine Erledi­
gung vorliegt.

(Amtliche Leitsätze)

n Hinweis der Redaktion: Der Volltext der Entscheidung ist 
abrufbar unter BeckRS 2023, 10559.

REHABILITIERUNGSRECHT

Besonders unzumutbare, rechtsstaatswidrige 
Belastungen bei Strafvollzug in Jugendhaus

KG Berlin, Beschluss vom 17. Mai 2023 – 1 Ws 22/23 
REHA (LG Berlin)

StrRehaG § 13

1. Wenn ein Strafgericht der DDR angesichts der Taten Auf­
brechen von und Schlafen in fremden Gartenlauben, bei de­
nen es zum Teil zu Sachbeschädigungen kam und bei denen 
auch Diebstähle von kleineren, in den Gartenlauben aufge­
fundenen Bargeldbeständen begangen wurden, gegen einen 
nicht vorbestraften noch 14-jährigen Jugendlichen von den 
in § 69 Abs. 1 StGB/DDR vorgesehenen und gestaffelten 
„Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Ju­
gendlicher“:

– Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaftliches 
Organ der Rechtspflege,

– Auferlegung besonderer Pflichten durch das Gericht,

– Strafen ohne Freiheitsentzug,

– Jugendhaft,

– Einweisung in ein Jugendhaus,

– Freiheitsstrafe,

mit der Einweisung in ein Jugendhaus gleich die zweit­
schärfste Sanktion verhängt, so besteht ein grobes Missver­
hältnis, da hierfür keine erkennbare Veranlassung bestand.

2. Die in einem Jugendhaus in der DDR vollzogene Stra­
fe für Betroffene war mit besonders unzumutbaren, rechts­
staatswidrigen Belastungen verbunden.

(Leitsätze der Redaktion)

n Sachverhalt: 1. Der Rat des Stadtbezirks B.-M. – Abtei­
lung Volksbildung/Referat Jugendhilfe/Jugendhilfeausschuss 
– hat durch zeitlich nicht mehr genau feststellbare Entschei­
dungen – vermutlich aus dem September 1970 und aus dem 
August 1975 (Geschäftszeichen sowie Beschlussregisternum­
mer oder Verfügungsregisternummer jeweils unbekannt) – 
die Einweisung und Unterbringung des Betroffenen
n im Spezialkinderheim „(…)“, (…) in (…) und
n im Spezialkinderheim „(…)“, (…) in (…) angeordnet.
Der zu diesem Zeitpunkt erst 14-jährige Betroffene entwich 
zusammen mit zwei älteren Jugendlichen zu einem nicht 

mehr feststellbaren Zeitpunkt im Oktober 1975 aus dem 
Spezialkinderheim „(…)“ in (…) und machte sich auf den 
Weg nach B. (Ost). Auf dieser Flucht beging das Trio auf 
dem Weg nach B. (Ost) diverse Einbrüche in Gartenlauben, 
um dort zu übernachten, sowie Diebstähle, um sich zu er­
nähren und um die Flucht fortsetzen zu können, und weitere 
Straftaten.
Nachdem der Betroffene am 27. November 1975 in B. (Ost) 
festgenommen wurde, wurde gegen ihn wegen der auf der 
Flucht aus dem Spezialkinderheim (…) bis zu seiner Verhaf­
tung in B. (Ost) begangenen Straftaten zum Aktenzeichen: 
(…) / (…) Anklage zum Stadtbezirksgericht Berlin-Köpenick 
erhoben.
Das Stadtbezirksgericht Berlin-Köpenick verurteilte den Be­
troffenen mit Urteil vom 2. Februar 1976, rechtskräftig seit 
dem 10. Februar 1976, wegen versuchten und mehrfachen 
vollendeten Diebstahls zum Nachteil sozialistischen und per­
sönlichen Eigentums – teils allein und teils gemeinschaftlich 
als Mittäter beziehungsweise in Beihilfe handelnd –, wegen 
gemeinschaftlicher vorsätzlicher Sachbeschädigung, wegen 
mehrfacher – teils allein und teils gemeinschaftlich begange­
ner – vollendeter und versuchter unbefugter Benutzung von 
Kraftfahrzeugen sowie wegen mehrfachen Betruges zum 
Nachteil sozialistischen Eigentums gemäß den §§ 158 Ab­
satz 1, 161, 117 Absatz 1, 180, 183, 201 Absatz 1 und Ab­
satz 3, 159 Absatz 1, 22 Absatz 2 Nr. 2 und Nr. 3, 63 Absatz 
2, 64, 65, 66 StGB/DDR zu einer Einweisung in ein Jugend­
haus gemäß § 75 StGB/DDR. Das Gericht verurteilte den Be­
troffenen ferner als Gesamtschuldner zu Schadensersatzleis­
tungen.
Mit seinem Antrag vom 3. März 2020 begehrt der Betroffe­
ne zum einen die Rehabilitierung bezüglich seiner Einwei­
sung und Unterbringung im Spezialkinderheim „(…)“ in 
(…) und im Spezialkinderheim „(…)“ in (…) Diesbezüglich 
hat die Rehabilitierungskammer des Landgerichts Berlin 
durch einen ersten Beschluss vom 2. Dezember 2021 die 
durch zeitlich nicht mehr genau feststellbare Entscheidungen 
des Rates des Stadtbezirks B.-M. – vermutlich aus dem Sep­
tember 1970 und aus dem August 1975 – angeordneten Ein­
weisungen und Unterbringungen des Betroffenen im Spezial­
kinderheim „(…)“ in (…) und im Spezialkinderheim „(…)“ 
in (…) für rechtsstaatswidrig erklärt und den Betroffenen in­
soweit rehabilitiert. Ferner hat die Rehabilitierungskammer 
des Landgerichts Berlin in diesem Beschluss festgestellt, dass 
der Betroffene für diese Einweisungs- und Unterbringungs­
verfahren in den vorgenannten Spezialkinderheimen in der 
Zeit vom 28. September 1970 bis zum 30. Juni 1972 und in 
der Zeit vom 28. August 1975 bis zum 26. November 1975 
zu Unrecht Freiheitsentziehung erlitten hat. Dieser Beschluss 
ist rechtskräftig.
Darüber hinaus strebt der Betroffene die Rehabilitierung be­
züglich seiner oben genannten Verurteilung durch das Stadt­
bezirksgericht Berlin-Köpenick vom 2. Februar 1976 an.
Durch einen weiteren Beschluss vom 28. März 2022 hat die 
Rehabilitierungskammer des Landgerichts Berlin den Antrag 
des Betroffenen auf strafrechtliche Rehabilitierung im Hin­
blick auf das Urteil des Stadtbezirksgerichts Berlin-Köpenick 
vom 2. Februar 1976 als unzulässig verworfen, soweit sich 
der Antrag gegen seine Verurteilung zu Schadensersatzleis­
tungen richtet, und im Übrigen als unbegründet zurückge­
wiesen.
Zur Begründung hat die Rehabilitierungskammer des Land­
gerichts Berlin ua ausgeführt, dass es sich bei einer Verurtei­
lung zu Schadensersatzleistungen um eine zivilrechtliche An­
nexentscheidung handele, deren Überprüfung und gegebenen­
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falls Aufhebung im strafrechtlichen Rehabilitierungsverfah­
ren  nach  der  ständigen  obergerichtlichen  Rechtsprechung 
nicht in Betracht komme und deshalb unzulässig sei. Im Üb­
rigen sei der Antrag des Betroffenen unbegründet, da die Re­
habilitierungskammer wegen des Fehlens der Unterlagen des 
damaligen Strafverfahrens nicht feststellen könne, dass diese 
Verurteilung gemäß § 1 Absatz 1 Nr. 1 StrRehaG seiner poli­
tischen Verfolgung gedient habe. Wegen des Fehlens der Straf­
akten lasse sich ferner nicht feststellen, dass die in dem Urteil 
des  Stadtbezirksgerichts  Berlin-Köpenick  vom 10. Februar 
1976  gegen  den  Betroffenen  angeordnete  Rechtsfolge  in 
einem solchen Missverhältnis zu den zugrundeliegenden Straf­
taten gestanden habe, das eine strafrechtliche Rehabilitierung 
nach § 1 Absatz 1 Nr. 2 StrRehaG rechtfertigen könne.
Gegen diesen Beschluss vom 28. März 2022 hat der Betrof­
fene am 4. April 2022 zunächst uneingeschränkt Beschwer­
de eingelegt, diese aber in der Beschwerdebegründung vom 
16. Mai 2022 nachträglich insoweit beschränkt, als er die 
vom Landgericht Berlin abgelehnte Rehabilitierung bezüg­
lich der Verurteilung zu Schadensersatzleistungen durch das 
Stadtbezirksgericht Berlin-Köpenick vom 2. Februar 1976 
von seinem Rechtsmittel ausdrücklich ausgenommen hat. 
Der Betroffene hat damit im Beschwerderechtszug zunächst 
die vollständige Aufhebung dieses Urteils im Übrigen sowie 
seine Rehabilitierung bezüglich der Einweisung in das Ju­
gendhaus (…) „(…)“ für den Zeitraum vom 27. November 
1975 bis zum 24. November 1977 beantragt. Soweit in der 
Beschwerdebegründung vom 16. Mai 2022 zunächst der 
26. November 1975 als Anfangsdatum genannt wurde, ist 
der Betroffene bereits durch den og Beschluss des Landge­
richts Berlin vom 2. Dezember 2021 ua für den Zeitraum 
vom 28. August 1975 bis zum 26. November 1975 rehabili­
tiert und entschädigt worden.
Die Generalstaatsanwaltschaft B. hat beantragt, die Be­
schwerde als unbegründet zurückzuweisen. Der Senat hat 
den Betroffenen am 16. Mai 2023 mündlich angehört.
In dieser mündlichen Anhörung hat der Betroffene die Be­
schwerde weiter auf die Ablehnung seiner Rehabilitierung 
bezüglich seiner Einweisung in das Jugendhaus (…) „(…)“ 
und damit auf den übrigen Rechtsfolgenausspruch seiner 
Verurteilung durch das Stadtbezirksgericht Berlin-Köpenick 
vom 2. Februar 1976 beschränkt.

n Aus den Entscheidungsgründen: Die Beschwerde des Be­
troffenen ist nach § 13 StrRehaG zulässig und hat in der Sa­
che nach ihrer dargestellten Beschränkung in vollem Umfang 
Erfolg.
Nach dem Ergebnis der mündlichen Anhörung des Betroffe­
nen vor dem Senat am 16. Mai 2023 sowie ausweislich der 
noch vorhandenen Unterlagen erweist sich die vom Stadtbe­
zirksgericht Berlin-Köpenick am 2. Februar 1976 gegen den 
Betroffenen verhängte Rechtsfolge der Einweisung in ein Ju­
gendhaus auch unter Berücksichtigung der harten Spruch­
praxis der Gerichte der ehemaligen DDR (…) unter rechts­
staatlichen Gesichtspunkten als untragbar, weil diese Sankti­
on des DDR-Jugendstrafrechts im hiesigen Fall in einem gro­
ben Missverhältnis zu dem zu Grunde liegenden Tatgesche­
hen steht (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 StrRehaG).
1. Die Feststellungen zu dem zu Grunde liegenden Tatge­
schehen sind im vorliegenden Fall schwierig, weil die Akten 
des DDR-Strafverfahrens und das Urteil des Stadtbezirksge­
richts Berlin-Köpenick vom 2. Februar 1976 trotz der um­
fassenden und erschöpfenden Ermittlungen der Rehabilitie­
rungskammer des Landgerichts Berlin nicht mehr auffindbar 
waren. Weitere erfolgversprechende Rechercheansätze, die­
ses Urteil oder die Strafakten aufzufinden, bestehen nicht 

mehr, da die Akten vermutlich nach dem Ablauf der gesetzli­
chen Aufbewahrungsfristen vernichtet wurden.
Die Tatsache der Verurteilung des Betroffenen durch das 
Stadtbezirksgericht Berlin-Köpenick vom 2. Februar 1976, 
der Inhalt des Schuldspruches, die in diesem Urteil ausge­
sprochene Rechtsfolge sowie die Haftzeiten ergeben sich 
aber aus den noch als Unterlagen vorhandenen Ablichtun­
gen der Strafregisterauszüge zur Person des Betroffenen aus 
dem Bestand der Staatsanwaltschaft B. – Geschäftsstelle der 
Abteilung 211 AR (VAR)/Archiv Westhafen – und aus dem 
Bestand des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demo­
kratischen Republik (BStU).
Zusätzlich enthält das beigezogene Strafverfahren (…) des 
Stadtbezirksgerichts Berlin-Mitte aus dem Jahre 1978 Unter­
lagen und Aussagen auch zu den Straftaten, die der Betroffe­
ne im Oktober/November 1975 zusammen mit zwei anderen 
Jugendlichen auf der Flucht aus dem Spezialkinderheim in 
(…) nach B. (Ost) begangen hat und die Gegenstand des Ur­
teils das Stadtbezirksgerichts Berlin-Köpenick vom 2. Febru­
ar 1976 waren.
Zusammen mit den glaubhaften schriftlichen Angaben des 
Betroffenen in diesem Verfahren und in seiner mündlichen 
Anhörung vor dem Senat am 16. Mai 2023 lässt sich daher 
zumindest feststellen, dass der Betroffene im Oktober/
November 1975 zusammen mit zwei älteren Jugendlichen 
auf dieser Flucht fremde Gartenlauben aufgebrochen und 
dort geschlafen hat. Ferner hat der Betroffene eingeräumt, 
dass es bei den Einbrüchen zum Teil zu Sachbeschädigungen 
gekommen sei und man auch Diebstähle von kleineren – in 
den Gartenlauben aufgefundenen – Bargeldbeständen began­
gen habe. Um nicht in Bussen oder in der Eisenbahn bei 
möglichen Kontrollen der Volkspolizei aufzufallen, hätten 
alle drei auch mehrfach unerlaubt fremde Mopeds zur Wei­
terfahrt benutzt und diese dann stehengelassen, wenn der 
Kraftstoff aufgebraucht gewesen sei.
In diesem Zusammenhang ist ferner zu berücksichtigen, dass 
der damals erst 14-jährige Betroffene bei seiner Verurteilung 
vom 2. Februar 1976 nicht vorbestraft war. Dies ergibt sich 
zum einen aus dem Urteil des Stadtbezirksgerichts Berlin-
Mitte vom 12. Dezember 1978 zu dem schon erwähnten 
Strafverfahren mit dem Aktenzeichen: (…), (…), das als ein­
zige Vorstrafe nur die Verurteilung des Stadtbezirksgerichts 
Berlin-Köpenick vom 2. Februar 1976 aufführt. Soweit in 
diesem Strafverfahren in einem Bericht des Rates des Stadt­
bezirkes B.-M. vom 3. Oktober 1978 davon die Rede ist, 
dass beim Betroffenen die erste Einweisung in ein Spezial­
kinderheim ihre Ursache in „Verhaltensauffälligkeiten – 
Bummelei, Lügen, kleinere Diebstähle -“ hatte und die zwei­
te Einweisung in das Spezialkinderheim in (…) im August 
1975 „wegen der gleichen Auffälligkeiten, diesmal mit ver­
stärkter Herumtreiberei“ erfolgte, so ist daraus zu schließen, 
dass der Betroffene bis zu der Verurteilung vom 2. Februar 
1976 noch nicht vorbestraft war und die erwähnten „kleine­
ren Diebstähle“ von ihm begangen wurden, als er noch 
strafunmündig war.
2. Wenn das Stadtbezirksgericht Berlin-Köpenick in seinem 
Urteil vom 2. Februar 1976 angesichts dieses Tatgeschehens 
dennoch gegen den nicht vorbestraften noch 14-jährigen Ju­
gendlichen von den in § 69 Abs. 1 StGB/DDR vorgesehenen 
und gestaffelten „Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit Jugendlicher“:
n Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaftliches 

Organ der Rechtspflege,
n Auferlegung besonderer Pflichten durch das Gericht,
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n Strafen ohne Freiheitsentzug,
n Jugendhaft,
n Einweisung in ein Jugendhaus,
n Freiheitsstrafe, mit der Einweisung in ein Jugendhaus 

gleich die zweitschärfste Sanktion verhängt, so besteht 
ein grobes Missverhältnis, da hierfür keine erkennbare 
Veranlassung bestand (…).

Die Einweisung in ein Jugendhaus als selbstständige Jugend­
strafe ist als vom Strafrecht der DDR vorgesehene Rechtsfol­
ge zwar nicht generell als grob rechtsstaatswidrig oder un­
verhältnismäßig zu bewerten, setzte jedoch ua voraus, dass 
es gemäß § 75 Abs. 1 StGB/DDR „die Schwere der Tat erfor­
dert“ (…).
Zwar sind auf der Flucht aus dem Spezialkinderheim (…) im 
Oktober/November 1975 vom Betroffenen gleich mehrere 
Straftaten begangen worden. Dies allein reicht jedoch für die 
Annahme einer „Schwere der Tat“ im Sinne von § 75 Abs. 1 
StGB/DDR nicht aus. Dass es sich jeweils oder zumindest 
zum Teil um besonders schwerwiegende Straftaten gehandelt 
hat, ist unter Zugrundelegung der vom Betroffenen in seiner 
mündlichen Anhörung vor dem Senat und in seinem schrift­
lichen Vortrag jeweils glaubhaft geschilderten Umstände der 
ausgeurteilten Straftaten nicht ersichtlich. Aus all diesen vor­
genannten Angaben und Erkenntnissen hat der Senat viel­
mehr die Überzeugung gewinnen können, dass es sich bei 
den durch das Stadtbezirksgericht Berlin-Köpenick am 2. Fe­
bruar 1976 abgeurteilten Straftaten des Betroffenen nur um 
Vergehen im Bereich der Kleinkriminalität von Jugendlichen 
und nicht um schwere oder besonders gravierende Strafta­
ten, mithin lediglich um Bagatelldelikte, handelte.
Hinzu kommt, dass die in einem Jugendhaus in der DDR 
vollzogene Strafe für Betroffene mit besonders unzumutba­
ren, rechtsstaatswidrigen Belastungen verbunden war. In 
zwei obergerichtlichen Entscheidungen (…) ist in Bezug auf 
Jugendhäuser zu den dortigen Zuständen jeweils festgestellt 
worden, dass jüngere Gefangene von älteren Gefangenen 
im Rahmen einer systematischen, als „Selbsterziehung im 
Kollektiv“ tolerierten und gewollten gruppendynamischen 

Struktur unter den Häftlingen, die den staatlichen Stellen 
zuzurechnen ist, massiv schikaniert wurden.
Solche Verhältnisse hat auch der Betroffene schon in seinem 
schriftlichen Vortrag und ergänzend auch in der mündlichen 
Anhörung vor dem Senat glaubhaft für das Jugendhaus (…) 
„(…)“ geschildert, in dem er – unter Anrechnung der Unter­
suchungshaft – vom 27. November 1975 bis zum 24. No­
vember 1977 untergebracht war.
Unter Berücksichtigung der von Anfang an angelegten Dau­
er der Einweisung in das Jugendhaus von bis zu drei Jahren 
gemäß § 75 StGB/DDR war diese Sanktion bei Kenntnis der 
staatlichen Stellen von den harten Vollzugsbedingungen in 
einem Jugendhaus (…) angesichts der der Einweisung hier 
zugrundeliegenden Taten des Betroffenen auch unverhältnis­
mäßig.
3. Die den Antragsteller betreffende Rechtsfolgenentschei­
dung der Einweisung in ein Jugendhaus im Urteil des Stadt­
bezirksgerichts Berlin-Köpenick vom 2. Februar 1976 war 
daher – unter entsprechender Abänderung des mit der Be­
schwerde angegriffenen Beschlusses des Landgerichts Berlin 
vom 28. März 2022 – gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 2 StrRehaG 
aufzuheben. Zugleich war gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 3 StrRe­
haG die Dauer der zu Unrecht erlittenen Freiheitsentziehung 
– wie im Tenor des hiesigen Beschlusses ausgeführt – für den 
gesamten Zeitraum der Unterbringung im Jugendhaus (…) 
„(…)“ – unter Anrechnung der Untersuchungshaft – im 
Zeitraum vom 27. November 1975 bis zum 24. November 
1977 festzustellen.
4. Ein Anspruch auf Erstattung etwaiger Kosten nach § 6 
Abs. 1 StrRehaG, die dem Betroffenen durch das Verfahren 
vor dem Stadtbezirksgericht Berlin-Köpenick entstanden 
sind, besteht dagegen nicht, da im hiesigen Fall nur der 
Rechtsfolgenausspruch der Verurteilung der Rehabilitierung 
unterliegt (…). (…)

Mitgeteilt von Ass. iur. Philipp Mützel, Berlin

n Hinweis der Redaktion: Der Volltext der Entscheidung ist 
abrufbar unter BeckRS 2023, 13575.
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Klassiker im Strafrecht, Rettungsanker in der Klausur, 
taugliches Werkzeug für den Praktiker? Der Meyer-Goßner/
Schmitt beweist sich auch in der Neuauflage als kompak­
tes und gleichzeitig vollständiges Standardwerk. Mit gründ­
licher Analyse und informativer Darstellung bietet er eine 
wertvolle Unterstützung für Praktiker und Referendare.

Die Autoren überzeugen durch eine klare Strukturierung 
und schnörkellosen Fokus auf das Wesentliche. Beson­
ders beeindruckend ist die präzise und verständliche Spra­
che. Durch punktgenaue Verweisung auf höchstrichterliche 
Rechtsprechung erleichtern sie den Lesern die Rechtsfin­
dung.

Eine kompakte Darstellung hat nicht nur Vorteile. Eine tiefe­
re Auseinandersetzung mit verschiedensten kaum bis gar 
nicht relevanten Lehrmeinungen findet hier nicht statt. Die 
suchen Praktiker und Referendare aber nicht. Dafür bietet 
der Meyer-Goßner/Schmitt kompromisslose Aktualität. Mit 
jährlichen Neuauflagen lässt er die Rechtsanwender nicht 
mit dem steten Strom an höchst- und obergerichtlicher 
Rechtsprechung allein. Beispielhaft zu nennen sind dabei in 
der 66. Auflage die Passagen zu § 32 d S. 2 StPO.
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